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Bonn, den 3. Dezember 1954 


Abschrift 


An den Vorsitzenden 
des Vermittlungsaussdiusses 
des Deutschen Bundestages 
und des Buiidesrates, 

Herrn Ministerpräsidenten Kopf 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 132. Sitzung 
am 3. Dezember 1954 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestage am 19. November 1954 verabschiedeten 

Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes 
— DrucJcsadien 483, 963, 993 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschnß gemäß iVrtikcl 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den aus der Anlage ersichtlichen 
Gründen einberufen wird. 


gez. Altmeier 


Bonn, den 3. Dezember 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 19. November 1954 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Altmeier 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Sciieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Bundesrat 


Anlage 


Betr.: Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


Gründe für die Anrufung des Vermittlungs- 
ausschusses: 

1. In Artikel 1 Ziff. 2 ist § 4 Ziff. 17 die 
folgende Fassung zu geben: 

„17. die Umsätze aus der Tätigkeit als 
Schriftsteller, Journalist oder Bild- 
berichterstatter, auch soweit sie für 
den Rundfunk oder Fernsehfunk 
ausgeübt wird, und die Umsätze aus 
der Tätigkeit als Privatgelehrter, 
Künstler, Handelsvertreter oder Mak- 
ler. Die Steuerfreiheit tritt nur ein, 
wenn der Gesamtumsatz nach § 1 
Ziff. 1 und 2 im Kalenderjahr 
12 000 Deutsche Mark nicht über- 
steigt. Beträgt er im Kalenderjahr 
mehr als 12 000 Deutsche Mark, so 
wird die Steuer für die genannten 
Umsätze nur insoweit erhoben, als 
sie aus zehn vom Hundert des 
12 000 Deutsche Mark übersteigen- 
den Betrages gedeckt werden kann;" 

Begründung 

Die bisherige Freigrenze wurde in einen 
Freibetrag umgewandelt. Diese Änderung 
beeinträchtigt die Systematik des Umsatz- 


steuerrechts. Der Begriff des Freibetrages 
ist dem Umsatzsteuerrecht fremd. Die 
Änderung führt auch zu einem ungerecht- 
fertigten Vorteil für die begünstigten Be- 
rufskreise und geht über den bisherigen 
sozialen Zweck des § 4 Ziff. 17 UStG 
hinaus. Nach der neuen Fassung werden 
nicht nur Personen mit begrenzten Um- 
sätzen begünstigt, sondern auch solche, 
deren Umsätze sehr hodi sind und für 
deren Begünstigung Anlaß aus sozialen 
Gründen nicht besteht. Die Härte, die 
bisher darin liegen konnte, daß bei ge- 
ringer Überschreitung der Freigrenze die 
Steuer voll zur Erhebung kam, wird 
durch den Beschluß der vom 19. Ausschuß 
vorgesehenen Übergangsregelung ausge- 
glichen. 

2. Artikel 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Nachdem der Bundestag in dritter Lesung 
die alte Fassung des Umsatzsteuergesetzes 
in § 4 Ziff. 2 im wesentlichen wiederher- 
gestellt hat, muß auch § 31 der Durch- 
führungsbestimmungen bestehenbleiben. 
Es handelt sich offenbar um ein Versehen. 



